
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn,
Anja Hajduk, Beate Müller-Gemmeke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 19/17070 –

Evaluation des Qualifizierungschancengesetzes

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Am 1. Januar 2019 ist das Qualifizierungschancengesetz in Kraft getreten. 
Das Gesetz beabsichtigte eine bessere Weiterbildungsförderung der Bundes-
agentur für Arbeit. Jetzt soll die Beratung nicht mehr nur Arbeitslosen zur 
Verfügung stehen, sondern auch mehr Beschäftigten, um sie im digitalen Wan-
del vor drohendem Jobverlust zu bewahren. Unabhängig von Ausbildung, Al-
ter und Betriebsgröße soll Weiterbildung ermöglicht und damit einfacher zu-
gänglich werden. Auch für Erwerbstätige, die Arbeitslosengeld II beziehen 
(sogenannte Aufstockerinnen und Aufstocker), soll es eine solche Förderung 
geben. Insgesamt bedeuten diese Änderungen eine deutliche Ausweitung der 
Zielgruppen. Auch Betriebe bekommen die Möglichkeit, sich bei der Bundes-
agentur für Arbeit beraten zu lassen und ggf. Unterstützung für betriebliche 
Weiterbildung zu erhalten (vgl. Bundestagsdrucksache 19/4948). Aus Sicht 
der fragestellenden Fraktion wurden damit die richtigen Weichen gestellt. Al-
lerdings steht zu befürchten, dass die Verbesserungen nicht ausreichen, um der 
beruflichen Weiterbildung den Stellenwert zu verschaffen, der angesichts des 
grundlegenden Strukturwandels notwendig ist. Insbesondere sollte nach Auf-
fassung der fragestellenden Fraktion ein Rechtsanspruch auf Weiterbildung 
eingeführt und flächendeckend mit guter Beratung und attraktiver Förderung 
untersetzt werden. Auch wäre es an der Zeit, die Arbeitslosenversicherung zu 
einer Arbeitsversicherung weiterzuentwickeln, die präventiv wirkt und alle Er-
werbstätigen unterstützen kann.

Zudem ist es aus Sicht der fragestellenden Fraktion notwendig, die Wirkung 
der bestehenden gesetzlichen Regelungen regelmäßig zu beleuchten. Wie und 
ob die bestehenden Maßnahmen und Veränderungen des Qualifizierungschan-
cengesetzes wirken, möchte die fragestellende Fraktion im Folgenden im De-
tail erfragen.
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V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Der Strukturwandel in der Industrie, insbesondere der digital bedingte Struktur-
wandel, sowie klimapolitische Vorgaben führen dazu, dass sich Qualifikations-
anforderungen an Beschäftigte verändern. Dies führt zu einem erheblichen 
Weiterbildungsbedarf und zunehmenden Herausforderungen an die Arbeits-
marktpolitik.
Aufbauend auf den Regelungen des Qualifizierungschancengesetzes sollen mit 
einem Gesetz zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel 
und zur Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung unter anderem weitere 
Verbesserungen der Weiterbildungsförderung von Beschäftigten umgesetzt 
werden.
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) hat bereits im Jahr 2017 die zunehmende 
Bedeutung der Beratung erkannt und damit begonnen, die Lebensbegleitende 
Berufsberatung (LBB) zu pilotieren. Ziel der LBB ist es, junge Menschen und 
Erwachsene über das gesamte Erwerbsleben hinweg mit beruflicher Orientie-
rung und Beratung zu unterstützen. Seit dem Jahr 2019 wird die LBB vor dem 
Erwerbsleben in der Fläche eingeführt. Damit wird der Übergang von der Schu-
le in den Beruf gestärkt. Für junge Menschen beginnt die Berufsorientierung in 
den Schulen ein Jahr früher. Außerdem binden die Maßnahmen der LBB stär-
ker interaktive Formate mit ein, und die Präsenz der Berufsberaterinnen und 
Berufsberater an den Schulen wurde ausgeweitet. Mit der LBB im Erwerbsle-
ben, die seit Anfang des Jahres 2020 sukzessive in der Fläche eingeführt wird, 
hat die BA ihr Angebot für Arbeitslose mit erweitertem beruflichen Beratungs- 
und Orientierungsbedarf ausgebaut. Darüber hinaus richtet sich das Angebot an 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit niedriger Qualifikation, in oft wech-
selnden Arbeitsverhältnissen, vor beruflichem Wieder- oder Neueinstieg sowie 
an vom digitalen Wandel besonders betroffene Personen.
Im Rahmen der Förderstatistik der BA wird aus verschiedenen Gründen eine 
Reihe von Leistungen der aktiven Arbeitsförderung nicht nachgewiesen. Dazu 
gehören Leistungen, die durch die BA bzw. die Jobcenter im Rahmen der Kern-
aufgabe „Beratung“ neben den sonstigen Leistungen der aktiven Arbeitsförde-
rung zu erbringen sind (vgl. S. 10 des Qualitätsberichts der Statistik der BA 
„Statistik zu Maßnahmen und Teilnehmenden an Maßnahmen der Arbeitsförde-
rung (Förderstatistik)“, http://bpaq.de/bmas-a3). Dementsprechend können Fra-
gen, die auf die Beratung durch die Agenturen für Arbeit bzw. durch die Job-
center abzielen, nicht beantwortet werden.
Mit der beruflichen Weiterbildung können Arbeitslose und Beschäftigte geför-
dert werden. Die Beschäftigten können inhaltlich danach unterschieden werden, 
ob sie von Arbeitslosigkeit bedroht sind oder ob sie im Unternehmen weiterbe-
schäftigt werden sollen (Beschäftigtenqualifizierung). Bei den nachfolgend be-
trachteten Erwerbstätigen handelt es sich um Personen, die im Sinne der Be-
schäftigtenqualifizierung gefördert werden.
Mit Blick auf das Qualifizierungschancengesetz ist schließlich zu beachten, 
dass mit Inkrafttreten des Qualifizierungschancengesetzes zum 1. Januar 2019 
die Möglichkeit der Förderung der beruflichen Weiterbildung Beschäftigter er-
weitert wurde. Der Schwerpunkt der Beschäftigtenqualifizierung liegt im 
Rechtskreis des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III). Im SGB III wird 
erfasst, ob es sich um die Förderung von Beschäftigten handelt. Damit ist die 
Darstellung der Entwicklung der Beschäftigtenqualifizierung unter Berücksich-
tigung der rechtlichen Zugangsvoraussetzung möglich. Vorjahresvergleiche 
sind daher nur eingeschränkt möglich.
In den Jobcentern ist derzeit keine gesonderte Erfassung der Beschäftigtenqua-
lifizierung möglich. Beschäftigtenqualifizierung umfasst Förderungen nach 
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§ 81 Absatz 2 SGB III i. V. m. § 16 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB II) sowie § 82 SGB III i. V. m. § 16 SGB II. In gemeinsamen Einrichtun-
gen werden alle Förderungen nach § 82 SGB III i. V. m. § 16 SGB II berück-
sichtigt, sowie Personen, die nach § 81 Absatz 2 SGB III i. V. m. § 16 SGB II 
gefördert werden und vor Beginn der Förderung sozialversicherungspflichtig 
beschäftigt sind. Bei zugelassenen kommunalen Trägern werden alle Förderun-
gen nach den §§ 81 und 82 SGB III i. V. m. § 16 SGB II berücksichtigt, die 
vorher sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind. Damit ergeben sich leichte 
Unschärfen in den Ergebnissen, da ggf. Nebenbeschäftigungen vorliegen oder 
sich der Förderbeginn und das Beschäftigungsende/-beginn überschneiden. 
Hierunter fallen auch Fälle in denen die Person ggf. nur von Arbeitslosigkeit 
bedroht ist.

 1. Wie schätzt die Bundesregierung den Beratungsbedarf im Bereich beruf-
liche Weiterbildung bei Erwerbstätigen und Arbeitslosen ein?

Der Wandel auf dem Arbeitsmarkt verändert die Berufs- und Arbeitswelt. Die-
se Entwicklung führt dazu, dass für die meisten Erwerbspersonen eine berufli-
che Neu- oder Umorientierung teilweise sogar mehrmals innerhalb eines Er-
werbslebens erforderlich ist. Arbeitgeber sehen sich mit einem zunehmenden 
Fachkräftemangel konfrontiert. In dieser Situation sind viele Menschen mit ei-
ner Vielzahl von Informationen und Optionen konfrontiert und es fällt oft 
schwer, sich einen Überblick über die passenden Weiterbildungsmöglichkeiten 
oder beruflichen Optionen zu verschaffen. Professionelle Orientierung und um-
fassende Beratung zu Fragen der beruflichen Entwicklung und Weiterbildung 
entlang der gesamten Bildungs- und Erwerbsbiografie unterstützt bei einer trag-
fähigen Berufswegplanung und -entscheidung und ist ein Schlüssel zur Bewäl-
tigung der Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt.
Vor diesem Hintergrund sieht die Bundesregierung bei Erwerbstätigen und Ar-
beitslosen einen hohen Beratungsbedarf im Bereich berufliche Weiterbildung. 
Bestätigt wird diese Einschätzung durch Erkenntnisse der BA aus dem Projekt 
„Weiterbildungsberatung“ und der Pilotierung der Lebensbegleitenden Berufs-
beratung.

 2. Wie viele Arbeitslose haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung seit 
Anfang 2019 im Vergleich zu 2018 in der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
bzw. in den Arbeitsagenturen im Bereich berufliche Weiterbildung bera-
ten lassen (bitte nach SGB-II- und SGB-III-Bezug – SGB II bzw. III = 
Zweites bzw. Drittes Buch Sozialgesetzbuch –, Bildungsstand, mit und 
ohne Berufsabschluss, Geschlecht, Schwerbehinderung, Bundesland, Na-
tionalität – deutsch, EU-Ausland, Drittstaaten – differenzieren)?

 3. Wie viele Erwerbstätige haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung 
seit Anfang 2019 im Vergleich zu 2018 in der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) bzw. den Arbeitsagenturen im Bereich berufliche Weiterbildung be-
raten lassen (bitte nach Erwerbstatus – geringfügig beschäftigt, sozialver-
sicherungspflichtig Teilzeit, Vollzeit, selbständig –, Bildungsstand, mit 
und ohne Berufsabschluss, Geschlecht, Schwerbehinderung, Bundesland, 
Nationalität – deutsch, EU-Ausland, Drittstaaten – differenzieren)?

 4. Wie viele Erwerbstätige, die Arbeitslosengeld II beziehen, haben sich 
nach Kenntnis der Bundesregierung seit Anfang 2019 im Vergleich zu 
2018 in der Bundesagentur für Arbeit (BA) bzw. in den Arbeitsagenturen 
im Bereich berufliche Weiterbildung beraten lassen (bitte nach Erwerb-
status – geringfügig beschäftigt, sozialversicherungspflichtig Teilzeit, 
Vollzeit, selbständig –, Bildungsstand, mit und ohne Berufsabschluss, 
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Geschlecht, Schwerbehinderung, Bundesland, Nationalität – deutsch, 
EU-Ausland, Drittstaaten – differenzieren)?

 5. Wie viele Arbeitslose haben nach Kenntnis der Bundesregierung seit An-
fang des Jahres 2019 im Vergleich zu 2018 eine geförderte Qualifizie-
rung beantragt (bitte nach Bezug von SGB II oder SGB III, Bildungs-
stand, mit und ohne Berufsabschluss, Geschlecht, Schwerbehinderung, 
Bundesland, Nationalität – deutsch, EU-Ausland, Drittstaaten – differen-
zieren)?

Die Fragen 2 bis 5 werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor. Es wird auf 
die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

 6. Wie viele Erwerbstätige haben nach Kenntnis der Bundesregierung seit 
Anfang des Jahres 2019 im Vergleich zu 2018 eine geförderte Qualifizie-
rung bekommen (bitte nach Erwerbstatus – geringfügig beschäftigt, sozi-
alversicherungspflichtig Teilzeit, Vollzeit, selbständig –, Bildungsstand, 
mit und ohne Berufsabschluss, Geschlecht, Schwerbehinderung, Bundes-
land, Nationalität – deutsch, EU-Ausland, Drittstaaten – differenzieren)?

Nach Angaben der Statistik der BA gab es im Zeitraum Januar bis Oktober 
2019 insgesamt rund 282.100 Eintritte in Maßnahmen der beruflichen Weiter-
bildung, darunter rund 29.600 Eintritte im Rahmen der Beschäftigtenqualifizie-
rung. Im Vorjahreszeitraum waren es insgesamt rund 251.800 Eintritte, darunter 
rund 27.000 im Rahmen der Beschäftigtenqualifizierung.
Weitere Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können Tabelle 1 im 
Anhang entnommen werden. Endgültige Daten liegen für das Jahr 2019 bisher 
nur für die Monate Januar bis Oktober vor. Angaben zur Arbeitszeit (Vollzeit/
Teilzeit) sowie zu selbständig Tätigen liegen nicht vor.

 7. Wie viele Erwerbstätige, die Arbeitslosengeld II beziehen, haben nach 
Kenntnis der Bundesregierung seit Anfang des Jahres 2019 im Vergleich 
zu 2018 eine geförderte Qualifizierung bekommen (bitte nach Erwerbsta-
tus – geringfügig beschäftigt, sozialversicherungspflichtig Teilzeit, Voll-
zeit, selbständig –, Bildungsstand, Geschlecht, Schwerbehinderung, Bun-
desland, Nationalität – deutsch, EU-Ausland, Drittstaaten – differenzie-
ren)?

Nach Angaben der Statistik der BA gab es im Zeitraum Januar bis Oktober 
2019 rund 116.200 Eintritte in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung von 
Teilnehmenden, die vor dem Maßnahmeeintritt Regelleistungsberechtigte im 
SGB II waren, darunter rund 4.200 Eintritte im Rahmen der Beschäftigtenqua-
lifizierung. Im Vorjahreszeitraum waren es insgesamt rund 104.200 Eintritte, 
darunter rund 6.900 im Rahmen der Beschäftigtenqualifizierung.
Weitere Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können Tabelle 2 im 
Anhang entnommen werden. Endgültige Daten liegen für das Jahr 2019 bisher 
nur für die Monate Januar bis Oktober vor. Angaben zur Arbeitszeit (Vollzeit/
Teilzeit) sowie zu selbständig Tätigen liegen nicht vor.

Drucksache 19/17878 – 4 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



 8. Wie viele Arbeitslose haben nach Kenntnis der Bundesregierung seit An-
fang 2019 im Vergleich zu 2018 eine Weiterbildung begonnen, und wie 
viele Fälle sind Resultat der Weiterbildungsberatung einer Arbeitsagen-
tur (bitte nach Bezug von SGB II oder SGB III, Bildungsstand, mit und 
ohne Berufsabschluss, Geschlecht, Schwerbehinderung, Bundesland, Na-
tionalität – deutsch, EU-Ausland, Drittstaaten – differenzieren)?

Nach Angaben der Statistik der BA gab es im Zeitraum Januar bis Oktober 
2019 rund 218.100 Eintritte in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung von 
Teilnehmenden, die vor Maßnahmeeintritt arbeitslos waren. Im Vorjahreszeit-
raum gab es rund 195.300 Eitritte.
Weitere Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können Tabelle 3 im 
Anhang entnommen werden. Endgültige Daten liegen für das Jahr 2019 bisher 
nur für die Monate Januar bis Oktober vor.
Nach § 81 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 SGB III setzt die Förderung stets eine 
vorherige Beratung durch die Agentur für Arbeit bzw. das Jobcenter voraus.

 9. Wie viele Erwerbstätige haben nach Kenntnis der Bundesregierung seit 
Anfang 2019 im Vergleich zu 2018 eine Weiterbildung begonnen, und 
wie viele Fälle sind Resultat der Weiterbildungsberatung einer Arbeits-
agentur (bitte nach Erwerbstatus – geringfügig beschäftigt, sozialversi-
cherungspflichtig Teilzeit, Vollzeit, selbständig –, Bildungsstand, mit und 
ohne Berufsabschluss, Geschlecht, Schwerbehinderung, Bundesland, Na-
tionalität – deutsch, EU-Ausland, Drittstaaten – differenzieren)?

10. Wie viele Erwerbstätige, die Arbeitslosengeld II bezogen, haben nach 
Kenntnis der Bundesregierung seit Anfang 2019 im Vergleich zu 2018 
eine Weiterbildung begonnen, und wie viele Fälle sind Resultat der Wei-
terbildungsberatung einer Arbeitsagentur (bitte nach Erwerbstatus – ge-
ringfügig beschäftigt, sozialversicherungspflichtig Teilzeit, Vollzeit, selb-
ständig –, Bildungsstand, mit und ohne Berufsabschluss, Geschlecht, 
Schwerbehinderung, Bundesland, Nationalität – deutsch, EU-Ausland, 
Drittstaaten – differenzieren)?

Die Fragen 9 und 10 werden gemeinsam beantwortet.
Im Rahmen der Förderstatistik der BA wird eine Förderung nur nachgewiesen, 
wenn eine Person ein Instrument der aktiven Arbeitsförderung in Anspruch 
nimmt. Aus diesem Grund entspricht die Zahl der Erwerbstätigen, die eine ge-
förderte Qualifizierung begonnen haben, den Erwerbstätigen, die eine geförder-
te Qualifizierung bekamen. Die Bundesregierung verweist auf die Antwort zu 
den Fragen 6, 7 und 8.

11. Wie viele Beschäftigte bekommen nach Kenntnis der Bundesregierung 
aufgrund einer begonnenen Weiterbildung, die im Rahmen des Qualifi-
zierungschancengesetzes bewilligt wurde, einen Freistellungsanspruch 
(bitte nach der Betriebsgröße des Beschäftigten differenzieren)?

Nach § 82 Absatz 3 Satz 2 SGB III können Arbeitsentgeltzuschüsse an den Ar-
beitgeber für weiterbildungsbedingte Zeiten ohne Arbeitsleistung erbracht wer-
den. Nach vorläufigen Zahlen der BA wurden rechtskreisübergreifend im Jahr 
2019 rund 27.000 Arbeitsentgeltzuschüsse erbracht, für die daher auch Freistel-
lungen für Weiterbildungszeiten stattgefunden haben.
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12. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über bewilligte Weiterbil-
dungsförderung, die aufgrund fehlender Freistellung nicht abgerufen 
wurde?

Der Bundesregierung liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor.

13. Wie läuft nach Kenntnis der Bundesregierung der Entscheidungsprozess 
über die Bewilligung von geförderter Weiterbildung ab?

Wer fällt die Entscheidung, ob eine Beschäftigte bzw. ein Beschäftigter 
geförderte Weiterbildung erhält?

Beschäftigte werden eigeninitiativ oder nach Aufforderung durch den Arbeitge-
ber (z. B. nach einer Beratung des Arbeitgebers durch den Arbeitgeberservice 
der BA) durch Vermittlungsfachkräfte beraten. Die Vermittlungsfachkraft prüft 
die Fördervoraussetzungen und trifft die entsprechende Förderentscheidung.

14. Welche geförderten Weiterbildungsangebote wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung seit dem Inkrafttreten des Qualifizierungschancengeset-
zes in Anspruch genommen (bitte nach den zehn häufigsten inhaltlichen 
Themen und nach Formaten aufschlüsseln)?

Nach Angaben der Statistik der BA waren im Zeitraum Januar bis Oktober 
2019 die Teilnehmenden am Häufigsten in Maßnahmen der beruflichen Weiter-
bildung mit dem Aus- und Weiterbildungsziel Berufe der Altenpflege (Berufs-
gruppe 821 der Klassifikation der Berufe 2010 – KldB 2010) eingetreten. Eine 
Übersicht der häufigsten zehn Aus- und Weiterbildungsziele kann Tabelle 4 im 
Anhang entnommen werden.
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zu den häufigsten Formaten 
der Qualifizierungen vor.

15. Was sind die fünf häufigsten Gründe für die Ablehnung einer Weiterbil-
dungsförderung (bitte mit absoluten Fallzahlen und Anteilen an allen An-
trägen im Jahr 2019)?

Der Bundesregierung liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor, da Ableh-
nungsgründe von der BA nicht gesondert erfasst werden.

16. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die durchschnittli-
chen Gesamtkosten für die bisher genutzten Weiterbildungsangebote im 
Rahmen des Qualifizierungschancengesetzes (bitte nach Formaten und 
Branchen differenzieren)?

Die Gesamtaufwendungen der Weiterbildungsförderung ohne Arbeitslosengeld 
bei beruflicher Weiterbildung können Tabelle 5 im Anhang entnommen wer-
den. Durchschnittliche Gesamtkosten sowie Kosten nach der erfragten Diffe-
renzierung liegen nicht vor.
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17. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Kosten für Ar-
beitslosengeld, das während einer Weiterbildungsmaßnahme gezahlt 
wird im Rahmen des Qualifizierungschancengesetzes (bitte nach Rechts-
kreis SGB II und SGB III differenzieren)?

Die Aufwendungen für Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung können 
Tabelle 6 im Anhang entnommen werden. Empfängerinnen und Empfänger von 
Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II erhalten während der Teilnahme 
an einer Maßnahme der beruflichen Weiterbildung Grundsicherungsleistungen 
und kein Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung.

18. Was sind die wesentlichen beruflichen Weiterbildungsinhalte, die nach 
Kenntnis der Bundesregierung von den Arbeitsagenturen selbst angebo-
ten werden (bitte differenziert nach Bundesländern beantworten)?

Im Bereich der Förderung beruflicher Weiterbildung nach § 81 ff. SGB III ob-
liegt die Konzeption des Bildungsangebotes den Bildungsträgern. Die BA kann 
nur Bildungsangebote fördern, die von einer fachkundigen Stelle zugelassen 
worden sind und von einem Träger durchgeführt werden, der von einer fach-
kundigen Stelle zugelassen worden ist. Die Teilnahme an beruflichen Weiterbil-
dungsmaßnahmen wird in der Regel über einen Bildungsgutschein gefördert. 
Wer einen Gutschein hat, kann entsprechend dem Bildungsziel unter den zuge-
lassenen Anbietern frei wählen. Die Agenturen für Arbeit und Jobcenter infor-
mieren dabei über entsprechende Angebote (z. B. über die Internet-Datenbank 
KURSNET), die Auswahl des Bildungsanbieters obliegt jedoch allein den Be-
rechtigten selbst.

19. Wie funktioniert nach Kenntnis der Bundesregierung die Bildungsziel-
planung bei der beruflichen Weiterbildung (im Bereich Digitalisierung) 
vor Ort?

Die Agenturen für Arbeit erstellen die Bildungszielplanung im Zusammenspiel 
mit den lokalen Partnern am Arbeitsmarkt. Hierzu zählen u. a. die Kammern 
und örtlichen Bildungsträger. Die Bildungszielplanung erfolgt i. d. R. rechts-
kreisübergreifend.

20. Wird nach Kenntnis der Bundesregierung über die Bildungszielplanung 
auch der Bedarf an Weiterbildungsangeboten ermittelt, die erstellt wer-
den müssen?

Wenn ja, wie, und wenn nein, warum nicht?

Der Bedarf an Weiterbildungsangeboten richtet sich nach den von Agenturen 
für Arbeit und Jobcentern identifizierten Weiterbildungsbedarfen, individuellen 
beruflichen Weiterbildungsbedarfen und der Weiterbildungsnachfrage der Wirt-
schaft. Die hierzu in den Agenturen für Arbeit und Jobcentern vorhandene Ex-
pertise wird in die Bildungszielplanung eingebracht, um so das Weiterbildungs-
angebot vor Ort bedarfsgerecht auszugestalten.
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21. Welche Weiterbildungen im Kontext der Digitalisierung werden nach 
Kenntnis der Bundesregierung von den Agenturen für Arbeit – auch über 
ihre Datenbank Kursnet – angeboten bzw. vermittelt (wenn möglich, bit-
te differenziert nach Bundesländern beantworten)?

Mit dem Stichwort „Digitalisierung“ werden in KURSNET derzeit 50.000 
Weiterbildungsveranstaltungen angezeigt (von insgesamt knapp 3 Millionen). 
Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Vermittlung von Kompetenzen im 
Kontext der Digitalisierung in einer weit höheren Anzahl von Weiterbildungs-
kursen angeboten wird. Eine weitergehende und regionale Differenzierung nach 
Bundesländern ist nicht möglich.

22. Wurden nach Kenntnis der Bundesregierung neue Beratungsstrukturen 
der Arbeitsagenturen mit relevanten lokalen Akteuren bzw. Weiterbil-
dungsträgern aufgebaut bzw. ausgebaut?

Wenn ja, in welcher Form, und mit wem (bitte differenziert nach Bundes-
ländern beantworten)?

Wenn nein, wieso nicht?

Die BA ist auf allen Ebenen vielfältig in Netzwerke eingebunden und nutzt die-
se für eine fachlich fundierte Arbeit. Im Rahmen der Weiterbildungsberatung 
sind das z. B. Länder, Kommunen, Kammern und weitere fachkundige Stellen. 
Die Netzwerkarbeit der BA wird zudem in dezentraler Verantwortung durchge-
führt. Jede Agentur für Arbeit kooperiert mit unterschiedlichen lokalen Akteu-
ren bzw. Weiterbildungsträgern. Im Rahmen der Umsetzung des Qualifizie-
rungschancengesetzes wurde diese Zusammenarbeit intensiviert.
Auch im Verlauf der Pilotierung der LBB haben die beteiligten Agenturen für 
Arbeit mit neuen Partnerinnen und Partnern, wie z. B. Arbeitgebern, Gewerk-
schaften, Verbänden, Hochschulen und Volkshochschulen kooperiert. Dabei 
wurde mit der Erbringung der Dienstleistung der Weiterbildungsberatung vor 
Ort ein neuer erfolgversprechender Ansatz erprobt. Dies bezieht sich auch auf 
den Beratungsort, z. B. in Betrieben oder Stadtbibliotheken. Eine differenzierte 
Aussage nach Bundesländern ist nicht möglich.

23. Wurde das Personal in den Agenturen für Arbeit für die erweiterte Wei-
terbildungsberatung nach Kenntnis der Bundesregierung aufgestockt?

Wenn ja, um wie viele Personen (bitte differenziert nach Bundesländern 
beantworten)?

Wenn nein, wieso nicht?

Mit Einführung der Berufsberatung im Erwerbsleben kommt die BA dem im 
Zuge des Qualifizierungschancengesetzes erweiterten gesetzlichen Auftrag zur 
beruflichen Orientierung und Beratung inklusive einer Weiterbildungsberatung, 
explizit auch von Beschäftigten und Arbeitsuchenden, nach. Die BA hat ent-
schieden, das Angebot der Berufsberatung im Erwerbsleben sukzessive in den 
kommenden drei Jahren aufzubauen. Im Jahr 2020 stehen dafür in der ersten 
Tranche 350 Stellen bundesweit zur Verfügung. In den beiden folgenden Jahren 
sind nach jetziger Entscheidungslage jeweils 125 Stellen vorgesehen.
Der nachfolgenden Tabelle (Stand: 1. Januar 2020) kann entnommen werden, 
wie sich die 350 Stellen für die Berufsberatung im Erwerbsleben auf die Regio-
naldirektionsbezirke verteilen.
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Tabelle: Stellen für die Berufsberatung im Erwerbsleben nach Regionaldirek-
tionsbezirken

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

24. Gab es nach Kenntnis der Bundesregierung für die Beschäftigten der 
Agenturen für Arbeit, die Weiterbildungsberatung machen, eine spezifi-
sche Qualifizierung?

Wenn ja, in welcher Form, und mit welchen Inhalten?

Wenn nein, warum nicht?

Die von der BA vorgesehenen Beschäftigten bringen grundlegende Kenntnisse 
zum Arbeitsmarkt und zur Beratungskonzeption der BA aus ihrer vorherigen, 
mindestens zweijährigen Berufspraxis in der BA mit.
In einem neu konzipierten „Fachlichen Spezialisierungsprogramm“ erhalten die 
neu in der Berufsberatung eingesetzten Beschäftigten innerhalb der ersten sechs 
Monate eine grundlegende Qualifizierung, u. a. zum Dienstleistungsangebot 
der Weiterbildungsberatung, zum digitalen Medieneinsatz in der Berufsbera-
tung, zu Bildungs- und Weiterbildungssystemen und zur Durchführung berufs-
orientierender Veranstaltungen. Ein anschließendes Zertifikatsprogramm zielt 
auf den weiteren Ausbau der Beratungskompetenzen: Die Beratungszertifizie-
rung ist Voraussetzung zur dauerhaften Übertragung des Dienstpostens. Das ge-
samte Zertifikatsprogramm „Professionelle Beratung“ besteht aus einem 
Pflichtmodul (mit Präsenzveranstaltungen, Selbstlerneinheiten sowie fest 
verankerten Supervisionen zur Fallreflexion) mit einer abschließenden Kompe-
tenzfeststellung sowie weiteren Wahlmodulen.

25. Mit welchen zusätzlichen Kosten ist die Personalausstattung im Rahmen 
des Qualifizierungschancengesetzes nach Kenntnis der Bundesregierung 
verbunden?

Ab dem Haushaltsjahr 2020 stehen insgesamt 350 Stellen für die Berufsbera-
tung im Erwerbsleben zur Verfügung, d. h., für die Umsetzung des Qualifizie-
rungschancengesetzes entstehen zusätzliche unmittelbare Personalkosten in Hö-
he von rund 29 Mio. Euro pro Jahr (ohne sonstige Bezüge, kalkulatorischen 
Versorgungszuschlag und Personalgemeinkosten sowie Sachkostenpauschale 
eines Arbeitsplatzes inkl. IT-Anteil).
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26. Ist im kommenden Jahr bzw. in den kommenden Jahren nach Kenntnis 
der Bundesregierung eine Aufstockung des Personals für die erweiterte 
Weiterbildungsberatung geplant?

Wenn ja, in welchem Umfang?

Wenn nein, warum nicht?

Nach aktuellem Stand ist vorgesehen, in den Haushaltsjahren 2021 und 2022 
jeweils 125 Stellen, d. h. insgesamt weitere 250 Stellen einzubringen.

27. Wie viele und welche Unternehmen haben sich nach Kenntnis der 
Bundesregierung im Rahmen des Qualifizierungschancengesetz beraten 
lassen (bitte nach Betriebsgröße, Branche des Unternehmens und Bun-
desland differenzieren)?

Der Bundesregierung liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor. Es wird auf 
die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

28. Wie viele und welche Unternehmen bekamen nach Kenntnis der Bundes-
regierung bisher eine Förderung im Rahmen des Qualifizierungschancen-
gesetzes (Antworten nach Betriebsgröße, Branche des Unternehmens 
und Bundesland sowie nach Inhalten und Formaten der Weiterbildung 
differenzieren)?

Die BA erfasst bei Förderungen nach § 82 SGB III auch die Unternehmensgrö-
ße. Rund 87,5 Prozent der Eintritte fanden im Zeitraum Januar bis Oktober 
2019 für Beschäftigte in Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten statt. 
12,5 Prozent der Teilnehmenden wurden in Unternehmen mit 250 Beschäftig-
ten oder mehr gefördert. Darüber hinausgehende Erkenntnisse liegen der 
Bundesregierung nicht vor.

29. Wie läuft nach Kenntnis der Bundesregierung der Entscheidungsprozess 
über die Bewilligung von geförderter Weiterbildung ab?

Wer fällt die Entscheidung, ob für ein Unternehmen Weiterbildung geför-
dert wird?

Die Vermittlungsfachkraft prüft die Fördervoraussetzungen der Arbeitnehmerin 
oder des Arbeitnehmers und trifft die entsprechende Förderentscheidung.

30. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der durchschnittliche 
Anteil der geförderten Beschäftigten aufgeschlüsselt nach Betriebsgröße 
(bitte differenziert nach Branche der Unternehmen und Bundesland be-
antworten)?

Der Bundesregierung liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor.
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31. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Kosten für be-
triebliche Weiterbildung, die im Rahmen des Qualifizierungschancenge-
setzes von der Bundesagentur für Arbeit getragen wurden (bitte nach 
Bundesland und Lohnfortzahlung und Weiterbildungsangebot differen-
zieren)?

Weiterbildungskosten für berufliche Weiterbildung Beschäftigter sowie die 
Arbeitsentgeltzuschüsse können den Tabellen 7 und 8 im Anhang entnommen 
werden.

32. Hat die Bundesregierung Kenntnis über ungewünschte Mitnahmeeffekte, 
und wenn ja, wie denkt sie, damit umzugehen?

Der Bundesregierung liegen zum Ausmaß möglicher Mitnahmeeffekte bezüg-
lich der Umsetzung des Qualifizierungschancengesetzes durch Unternehmen 
keine Erkenntnisse vor. Eine Vielzahl von Studien bescheinigt Weiterbildung 
positive Beschäftigungswirkungen in der kurzen und langen Frist. Es ist daher 
gerade der Zweck des Gesetzes, Unternehmen, die ihre Beschäftigten weiterbil-
den, mit Zuschüssen bei den Weiterbildungskosten und Arbeitsentgeltzuschüs-
sen zu fördern, um die Qualifizierung der Beschäftigten anzuregen und zu un-
terstützen. Mitnahmeeffekte können zwar nicht vollständig ausgeschlossen 
werden. Die Bundesregierung geht aber davon aus, dass sie durch die 
Fördervoraussetzungen und den in Abhängigkeit von der Betriebsgröße vom 
Arbeitgeber zu leistenden Kofinanzierungsanteil minimiert werden.

33. Welche Träger hat die Bundesagentur für Arbeit nach Kenntnis der 
Bundesregierung für die in Frage 21 genannten Weiterbildungen zugelas-
sen?

Träger und ihre Weiterbildungsangebote werden grundsätzlich durch fachkun-
dige Stellen geprüft und zugelassen. Weitergehende Erkenntnisse zur Zulassung 
von konkreten Angeboten im Sinne der Frage 21 liegen der Bundesregierung 
nicht vor.

34. Welche Träger führen nach Kenntnis der Bundesregierung die Weiterbil-
dungen im Rahmen des Qualifizierungschancengesetzes durch?

Die Bundesregierung verweist diesbezüglich auf die Weiterbildungsdatenbank 
KURSNET (https://kursnet-finden.arbeitsagentur.de/kurs/) der BA, die u. a. 
auch Angebote ausweist, die mit einem Bildungsgutschein gefördert werden 
können. Weitergehende Erkenntnisse liegen nicht vor.

35. Wie macht die Bundesregierung bzw. das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales die neuen Möglichkeiten, die durch das Qualifizierungs-
chancengesetz geschaffen wurden, bekannt (bitte differenziert nach fol-
genden Zielgruppen: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Ar-
beitgeber beantworten)?

Über die Pressearbeit der Bundesregierung, der BA sowie durch Gespräche in 
Netzwerktreffen werden Arbeitgeber sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer auf das Qualifizierungschancengesetz aufmerksam gemacht. Außerdem in-
formiert die BA mit Flyern und in ihrem Internetauftritt zu den Möglichkeiten, 
die das Qualifizierungschancengesetz bietet. Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer werden darüber hinaus in Beratungsgesprächen anlassbezogen und in-
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dividuell über die Fördermöglichkeiten des Qualifizierungschancengesetzes in-
formiert, wenn erkennbar ist, dass die grundsätzlichen Fördervoraussetzungen 
erfüllt sind.
Arbeitgeber werden vor allem über die Beteiligung des Arbeitgeber-Services an 
Veranstaltungen von z. B. Kammern, Verbänden und Arbeitgebernetzwerken 
über die Möglichkeiten informiert, die das Qualifizierungschancengesetz bietet. 
Darüber hinaus werden insbesondere solche Arbeitgeber, die ihren Personalbe-
darf nicht durch Vermittlung decken können, anlassbezogen im Rahmen der 
Qualifizierungsberatung über die Notwendigkeit einer systematischen betriebli-
chen Personalentwicklung und bedarfsorientiert über Fördermöglichkeiten in-
formiert.
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales unterstützt regionale Fachkräf-
tenetzwerke bei deren Professionalisierung und mit Wissenstransfer durch das 
Innovationsbüro Fachkräfte für die Region. Im Jahr 2019 war das Thema Wei-
terbildung ein Schwerpunkt. So wurde beispielsweise ein bundesweiter Erfah-
rungsaustauschkreis durchgeführt, in dem unter dem Motto „Weiterbildung als 
Schlüssel zur Fachkräftesicherung“ auch über das Qualifizierungschancenge-
setz informiert wurde.

36. Wie werden insbesondere

a) kleine und mittlere Unternehmen und

b) Unternehmen und Beschäftigte in Branchen mit besonderem Qualifi-
zierungsbedarf informiert?

Bei der Information von Unternehmen wird nicht nach Unternehmensgröße 
bzw. -branche unterschieden. Betriebliche Personalentwicklung kann in allen 
Unternehmen, unabhängig von Größe und Branche, existenzsichernd sein. Die 
BA geht allerdings aktiv auf Unternehmen zu, die besonders vom Strukturwan-
del betroffen sind, um diese über die Notwendigkeit einer systematischen be-
trieblichen Personalentwicklung zu beraten.
Auf welchen Wegen Unternehmen informiert werden, kann der Antwort zu 
Frage 35 entnommen werden.

37. In welcher Form informiert nach Kenntnis der Bundesregierung die Bun-
desagentur für Arbeit die in Frage 27 genannten Zielgruppen, und gibt es 
nach Kenntnis der Bundesregierung weitere Akteure, die über das Quali-
fizierungschancengesetz informieren, und wenn ja, welche?

Im Rahmen der Kommunikation zum Schwerpunkt Fachkräftesicherung infor-
miert die BA auch zum Qualifizierungschancengesetz, indem sie klassische In-
formationsmedien (z. B. Flyer) bereitstellt, aber auch durch Nutzung verschie-
dener anderer Kommunikationskanäle (Erweiterung des Webauftritts).
Gemeinsam mit den Sozialpartnern verständigte man sich auf den neuen Mar-
kennamen WEITER.BILDUNG! für die Beschäftigtenqualifizierung.

38. Was empfiehlt nach Kenntnis der Bundesregierung die Bundesagentur 
für Arbeit den Arbeitsagenturen bei der Umsetzung des Qualifizierungs-
chancengesetzes über ihre Weisung bzw. Weisungen?

Zur Umsetzung des Qualifizierungschancengesetzes hat die BA im Rahmen der 
Einführung der Berufsberatung im Erwerbsleben fachliche Weisungen und Ar-
beitshilfen zur Verfügung gestellt. Die Dienststellen werden zudem durch die 
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Regionaldirektionen eng begleitet. Zur Unterstützung bei Fragen und Hand-
lungsbedarfen ist die Zentrale der BA mit den Regionaldirektionen im Dialog.
Zielgruppen der individuellen Beratung sind – neben Absolventinnen und Ab-
solventen aus Studium und Ausbildung sowie Wiedereinsteigenden – ausdrück-
lich Beschäftigte vor Neu- oder Umorientierung sowie Arbeitslose und Arbeit-
suchende mit erweitertem Beratungsbedarf. Die BA nimmt dabei insbesondere 
diejenigen in den Blick, die aus arbeitsmarktpolitischer Sicht den größten Be-
darf an beruflicher Orientierung und Beratung haben: Menschen mit geringer 
Qualifikation.
Im Rahmen der Qualifizierungsberatung werden Arbeitgeber zum Qualifizie-
rungsbedarf ihres Personals beraten.
Im Rahmen der Zusammenarbeit mit externen Partnerinnen und Partnern 
schafft die BA keine Konkurrenz, sondern stimmt ihr Angebot vor Ort ab, um 
Synergien zu erzielen.

39. Wie schätzt die Bundesregierung die Inanspruchnahme des Qualifizie-
rungschancengesetzes ein?

Wo sieht die Bundesregierung Weiterentwicklungsbedarf?

Wo sieht sie Verbesserungsbedarf?

Im Betrachtungszeitraum Januar bis Oktober 2019 traten rund 29.600 Beschäf-
tigte in eine berufliche Weiterbildungsmaßnahme (FbW) ein (9,5 Prozent mehr 
als im selben Zeitraum des letzten Jahres). Rund 22.000 Fälle wurden in die-
sem Zeitraum mit dem Arbeitsentgeltzuschuss (AEZ) gefördert (+ 87,7 Pro-
zent).
Die erweiterten gesetzlichen Rahmenbedingungen durch das Qualifizierungs-
chancengesetz sind gut geeignet, um die Veränderungen durch Strukturwandel 
und Digitalisierung zu flankieren. Trotz der neuen Möglichkeiten, die das Qua-
lifizierungschancengesetz eröffnet, sieht die Bundesregierung weitere Ansatz-
punkte, um die Förderung der beruflichen Weiterbildung zu verbessern. So soll 
durch die Weiterentwicklung der Regelungen des Qualifizierungschancengeset-
zes eine weitere Verbesserung der Weiterbildungsförderung Beschäftigter er-
reicht werden. Die Anwendung der Regelungen des Qualifizierungschan-
cengesetzes für Unternehmen und Beschäftigte sollen erleichtert sowie die 
Förderverfahren und -entscheidungen vereinfacht und beschleunigt werden.

40. Wo sieht nach Kenntnis der Bundesregierung die Bundesagentur für Ar-
beit Hürden in der Praxis bzw. bei der Umsetzung?

Was läuft heute schon gut?

Die administrative Umsetzung in der Praxis läuft gut. Allerdings bestehen noch 
Potenziale, um die Inanspruchnahme zu verbessern, z. B. durch die Einbindung 
des Qualifizierungschancengesetzes in die Fachkräftebündnisse auf Länderebe-
ne zur Erhöhung des Bekanntheitsgrades und durch gute Netzwerkarbeit vor 
Ort mit Kammern, Innungen, Gewerkschaften und Betriebsräten.
In der Beratung besteht die Herausforderung, Arbeitgeber von der Notwendig-
keit einer Weiterbildung zu überzeugen. Selbst wenn die Notwendigkeit vom 
Arbeitgeber erkannt wird, werden Weiterbildungen nicht umgesetzt, da z. B. 
die Erfordernisse des Tagesgeschäfts im Vordergrund stehen oder keine perso-
nelle Kompensation für Beschäftige in Weiterbildung möglich ist. Eine weitere 
Herausforderung besteht in dem administrativen Aufwand bei der Antragstel-
lung für die BA und auch für die Arbeitgeber.
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41. Wie bewertet nach Kenntnis der Bundesregierung die Bundesagentur für 
Arbeit die Situation, wenn ein Arbeitgeber für die Weiterbildung eines 
Beschäftigten sein Einverständnis verweigert?

Von wie vielen Fällen hat die Bundesagentur für Arbeit Kenntnis?

In dieser Situation obliegt es der oder dem Beschäftigten zu prüfen, ob sie oder 
er die Weiterbildung ohne Unterstützung des Arbeitgebers weiterverfolgt, z. B. 
in berufsbegleitenden Kursen. Sofern bei diesem Entscheidungsprozess Unter-
stützung benötigt wird, kann der oder die Betroffene auf das Beratungsangebot 
der BA zurückgreifen. Über den Umfang solcher Fallkonstellationen liegen der 
Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.
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